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Niedersichsische Erschwerniszulagenverordnung
(NEZulVO)

Vom 27. August 2019

Aufgrund des § 46 Abs. 1 des Niedersdchsischen Besoldungs-
gesetzes vom 20. Dezember 2016 (Nds. GVBI. S. 308; 2017
S. 64), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
20. Juni 2019 (Nds. GVBL. S. 114, 186), wird verordnet:
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Erster Teil

Allgemeines

§1
Regelungsgegenstand

'Diese Verordnung regelt die Gewédhrung von Zulagen zur
Abgeltung besonderer, bei der Bewertung des Amtes oder bei
der Regelung der Anwiérterbeziige nicht berticksichtigter Er-
schwernisse (Erschwerniszulagen) fiir Empfangerinnen und
Empfinger von Dienstbeziigen mit aufsteigenden Grundgehal-
tern und Anwérterbeziigen im Geltungsbereich des § 1 des
Niedersidchsischen Besoldungsgesetzes (NBesG). *Durch eine
Erschwerniszulage wird ein mit der Erschwernis verbundener
Aufwand abgegolten.

§2

Ausschluss einer Erschwerniszulage
neben einer Ausgleichszulage

Ist die Gewdhrung einer Erschwerniszulage neben einer be-
sonderen Stellenzulage ganz oder teilweise ausgeschlossen, so
gilt dies auch fir eine nach Wegfall der besonderen Stellenzu-
lage gewdhrte Ausgleichszulage, solange diese noch nicht bis
zur Hilfte aufgezehrt ist.

§3

Erschwerniszulage bei Verwendung im Dienst des Bundes,
eines anderen Landes oder einer juristischen Person
des offentlichen Rechts unter Aufsicht des Bundes
oder eines anderen Landes

Werden Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter im
Dienst des Bundes, eines anderen Landes oder einer Korper-
schaft, Anstalt oder Stiftung des 6ffentlichen Rechts, die der
Aufsicht des Bundes oder eines anderen Landes untersteht,
verwendet, und sehen deren Vorschriften zu den Erschwer-
niszulagen Zulagen vor, die in dieser Verordnung nicht gere-
gelt sind, so erhalten sie die Erschwerniszulage nach Mafigabe
dieser Vorschriften, wenn der Bund, das Land oder die Kor-
perschaft, Anstalt oder Stiftung des 6ffentlichen Rechts dem
Land Niedersachsen den Betrag erstattet.

Zweiter Teil

Einzeln abzugeltende Erschwernisse

Erstes Kapitel

Zulage fiir Dienst zu ungiinstigen Zeiten

§4

Voraussetzungen

(1) Empfangerinnen und Empfinger von Dienstbeziigen in
Besoldungsgruppen mit aufsteigenden Grundgehiltern oder
von Anwirterbeziigen erhalten eine Zulage fir Dienst zu un-
glinstigen Zeiten, wenn sie mit mehr als einem Achtel der in-
dividuellen wochentlichen Arbeitszeit im Kalendermonat zum
Dienst zu ungiinstigen Zeiten herangezogen werden.

(2) Dienst zu unglinstigen Zeiten ist Dienst
1. an Sonntagen und staatlich anerkannten Feiertagen,

2. am 24. und 31. Dezember nach 12.00 Uhr, wenn diese
Tage nicht auf einen Sonntag fallen,

3. an den Samstagen vor Ostern und Pfingsten nach 12.00 Uhr,
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4. an Samstagen, die nicht von den Nummern 1 bis 3 erfasst
sind, nach 13.00 Uhr,

5. an den tbrigen Tagen in der Zeit zwischen 20.00 und 6.00
Uhr.

(3) "Zulagefdhig sind Zeiten der tatsdchlichen Dienstaus-
iibung und Zeiten eines Bereitschaftsdienstes. *Zeiten eines
Wachdienstes sind nur zulageféhig, wenn im Kalendermonat
mehr als 24 Stunden Wachdienst zu ungiinstigen Zeiten ge-
leistet wird. *Bei teilzeitbeschéftigten Beamtinnen und Beam-
ten sind die nach Satz 2 geforderten Stunden im Verhéltnis
der individuellen wochentlichen Arbeitszeit zur regelméfiigen
wochentlichen Arbeitszeit zu kiirzen.

(4) Dienstzeiten wihrend Ubungen, Reisezeiten bei Dienst-
reisen und Zeiten einer Rufbereitschaft sind nicht zulage-
fahig.

(5) "Rufbereitschaft im Sinne des Absatzes 4 ist das Bereit-
halten der oder des hierzu Verpflichteten in ihrer oder seiner
Hauslichkeit oder das Bereithalten an einem von ihr oder ihm
anzuzeigenden und dienstlich genehmigten Ort ihrer oder sei-
ner Wahl, um bei Bedarf zu Dienstleistungen sofort abgerufen
werden zu kénnen. *Beim Wohnen in einer Gemeinschaftsun-
terkunft gilt als Hauslichkeit die Gemeinschaftsunterkunft.

§5
Hohe und Berechnung der Zulage

(1) Die Zulage betragt

1. far Dienst zu unginstigen Zeiten nach § 4 Abs. 2 Nrn. 1
bis 3 3,20 Euro je Stunde,

2. fiir Dienst zu ungiinstigen Zeiten nach § 4 Abs. 2 Nr. 4

a) in der Zeit zwischen 13.00 und 20.00 Uhr 0,80 Euro je
Stunde und

b) in der Zeit zwischen 20.00 und 24.00 Uhr 1,80 Euro je
Stunde sowie

3. fur Dienst zu ungiinstigen Zeiten nach § 4 Abs. 2 Nr. 5
1,80 Euro je Stunde.

(2) Fur Dienst tiber volle Stunden hinaus wird die Zulage
anteilig gewdhrt.

§6

Weitergewdhrung
bei voriibergehender Dienstunfihigkeit

(1) Bei einer vortibergehenden Dienstunfihigkeit der Beam-
tin oder des Beamten infolge

1. eines Einsatzunfalls oder eines diesem gleichstehenden Er-
eignisses im Sinne des § 35 des Niedersdchsischen Beam-
tenversorgungsgesetzes (NBeamtVG) oder

2. eines Dienstunfalls der in § 41 NBeamtVG bezeichneten
Art

wird die Zulage fur Dienst zu ungiinstigen Zeiten weiterge-
wibhrt.

(2) "Bemessungsgrundlage fiir die Hohe der Erschwerniszu-
lage ist der Durchschnitt der Zulage der letzten drei Monate
vor Beginn des Monats, in dem die vortibergehende Dienstun-
fiahigkeit eingetreten ist. *Hat das Dienstverhiltnis noch nicht
drei Monate bestanden, so ist Bemessungsgrundlage der ka-
lendertégliche Durchschnitt der Zulage wéhrend des Dienst-
verhéltnisses vor Beginn des Monats, in dem die voriiber-
gehende Dienstunfihigkeit eingetreten ist.

§7
Ausschluss und Verminderung der Zulage
(1) Die Zulage wird nicht gewéhrt neben

1. einer Vergiitung fir Beamtinnen und Beamte im Voll-
streckungsdienst (§ 50 NBesG),

2. Auslandsbesoldung (§ 56 NBesG).

(2) Fir Zeitrdume, fir die eine Bordzulage nach § 21 zu-
steht, wird die Zulage nur zur Hélfte gewéhrt.

(3) Die Zulage wird nicht gewéhrt oder vermindert sich, so-
weit der Dienst zu ungiinstigen Zeiten auf andere Weise als
mit abgegolten oder ausgeglichen gilt.

Zweites Kapitel
Zulage fiir Tauchtitigkeiten

§8

Voraussetzungen

(1) Beamtinnen und Beamte erhalten eine Zulage fiir Tauch-
tatigkeiten.

(2) 'Tauchtitigkeiten sind Ubungen oder Arbeiten im Wasser
1. im Tauchanzug ohne Helm und ohne Tauchgerit,
2. mit Helm oder mit Tauchgerét.

?Zu den Tauchtitigkeiten gehéren auch Ubungen oder Arbei-
ten in Pressluft (Druckkammern).

§9
Hohe der Zulage

(1) Die Zulage ftr Tauchtatigkeit nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
betrégt je Stunde Tauchzeit 2,76 Euro.

(2) 'Die Zulage fiir Tauchtétigkeit nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
betrégt je Stunde Tauchzeit bei einer Tauchtiefe

1. bis zu 5 Metern 11,45 Euro,
2. von mehr als 5 Metern 13,89 Euro,
3. von mehr als 10 Metern 17,26 Euro,
4. von mehr als 15 Metern 22,23 Euro.

“Bei Tauchtiefen von mehr als 20 Metern erhoht sich die Zu-
lage fiir je 5 Meter weiterer Tauchtiefe um 4,44 Euro je Stunde
Tauchzeit.

(3) Die Betrdge nach Absatz 2 erh6hen sich fir Tauchtétig-
keit
1. in Strémung mit Stromschutz um 15 Prozent,
2. in Stromung ohne Stromschutz um 30 Prozent,
3. in Seewasserstralen oder auf offener See um 25 Prozent,
4

. in Binnenwasserstralen bei Lufttemperaturen von weni-
ger als 3 Grad Celsius um 25 Prozent.

(4) Die Zulage fiir Tauchtatigkeit nach § 8 Abs. 2 Satz 2 be-
trdgt je Stunde Tauchzeit ein Drittel der Betrdge nach Absatz 2,
wobei an die Stelle der Tauchtiefe die der Tauchtiefe entspre-
chenden Druckverhéltnisse treten.

(5) Fr Tauchzeiten von einer halben Stunde wird eine Zu-
lage in Hohe der Halfte der Betrdge nach den Absdtzen 1 bis 4
gewdhrt.

§10
Berechnung der Zulage

(1) 'Die Tauchzeiten sind fiir jeden Kalendertag in Minuten
zu ermitteln und in Stunden und halbe Stunden umzurech-
nen. *Zeiten von zehn bis neunundzwanzig Minuten werden
auf eine halbe Stunde und Zeiten von mehr als dreifig Minu-
ten auf eine volle Stunde aufgerundet.

(2) Als Tauchzeit gilt

1. bei Tauchtatigkeit nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 die Zeit im
Wasser, zuziiglich der Zeit fiir das Anlegen und Ablegen
der Tauchausristung,

251



Nds. GVBI. Nr. 15/2019, ausgegeben am 30. 8. 2019

2. bei Tauchtitigkeit nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
a) ohne Helm die Zeit unter der Atemmaske,
b) mit Helm die Zeit unter dem geschlossenen Helm,

3. bei Tauchtitigkeit nach § 8 Abs. 2 Satz 2 die Zeit vom Be-
ginn des Einschleusens bis zum Ende des Ausschleusens.

Drittes Kapitel

Zulage fiir Sprengstoffermittlerinnen, Sprengstoffermittler,
Sprengstoffentschirferinnen und Sprengstoffentschirfer

§11
Voraussetzungen

(1) Beamtinnen und Beamte mit giiltigem Nachweis tber
eine erfolgreich abgeschlossene Ausbildung zur Sprengstoffer-
mittlerin oder zum Sprengstoffermittler, die im Rahmen ihrer
Tétigkeit als Sprengstoffermittlerinnen oder Sprengstoffermitt-
ler mit explosionsgefdhrlichen Stoffen umgehen, erhalten fir
jeden Einsatz, bei dem sie mit explosionsgefdhrlichen Stoffen
umgehen, wozu insbesondere die Sicherstellung, die Asser-
vierung und der Transport des Sprengstoffs zihlen, eine Zulage.

(2) "Beamtinnen und Beamte mit giiltigem Nachweis tiber
eine erfolgreich abgeschlossene Ausbildung zur Sprengstoff-
entscharferin oder zum Sprengstoffentschérfer, deren stdndige
Aufgabe das Priifen, Entschérfen und Beseitigen unkonventio-
neller Spreng- und Brandvorrichtungen ist, erhalten eine Zu-
lage fir jeden Einsatz im unmittelbaren Gefahrenbereich, der
erforderlich wird, um verdéchtige Gegensténde einer ndheren
Behandlung zu unterziehen. *Unmittelbarer Gefahrenbereich
ist der Wirkungsbereich einer moglichen Explosion oder eines
moglichen Brandes. *Nihere Behandlung umfasst insbesondere

1. optische, akustische, elektronische und mechanische Prii-
fung auf Spreng-, Ziind- und Brandvorrichtungen,

2. Uberwinden von Sprengfallen, Offnen von unkonventio-
nellen Spreng- und Brandvorrichtungen, Trennen der Ziind-
kette, Unterbrechen der Ziindauslésevorrichtung, Neutra-
lisieren, Phlegmatisieren,

3. Vernichten, Transportvorbehandlung, Verladen, Trans-
portieren der unkonventionellen Spreng- und Brandvor-
richtungen oder ihrer Teile.

§12
Hohe der Zulage

(1) 'Die Zulage nach § 11 Abs. 1 betrdgt 15,34 Euro fiir je-
den Einsatz. ?Die Zulage darf den Betrag von 230,10 Euro mo-
natlich nicht tbersteigen.

(2) 'Die Zulage nach § 11 Abs. 2 betrdgt 25,56 Euro fiir je-
den Einsatz; sie darf den Betrag von 383,40 Euro monatlich
nicht tibersteigen. *Bei besonderen Schwierigkeiten bei dem
Unschéddlichmachen oder Delaborieren von Spreng- und Brand-
vorrichtungen oder dhnlichen Gegenstdnden, die explosions-
gefahrliche Stoffe beinhalten, kann die Zulage fiir jeden Ein-
satz auf bis zu 255,65 Euro erh6ht werden; sie darf den Betrag
von 818,07 Euro monatlich nicht tibersteigen. *Die Zulage
darf insgesamt den Betrag von zusammen 818,07 Euro monat-
lich nicht tibersteigen.

Viertes Kapitel
Zulage fiir Tétigkeiten

an Antennen und Antennentrigern

§13

Voraussetzungen

(1) Beamtinnen und Beamte erhalten eine Zulage fir Tatig-
keiten an Antennen oder Antennentrdgern, wenn diese Tétig-
keiten zu ihren regelméafligen Aufgaben gehoren.
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(2) Tatigkeiten an Antennen oder Antennentriagern sind

1. das Besteigen von Antennentrdgern iiber Leitern oder
Sprossen,

2. Arbeiten in einer Hohe von mindestens 20 Metern tiber
dem Erdboden an und auf tiber Leitern oder Sprossen zu
besteigenden Antennentragern oder an Antennen, die sich
auf Dichern oder Plattformen ohne Randsicherung oder
ohne seitliche Abdeckung oder an wegen ihrer schweren
Zuginglichkeit dhnlich gefdhrlichen Stellen befinden.

§14
Hohe der Zulage

(1) 'Die Zulage fiir Téatigkeiten nach § 13 Abs. 2 Nr. 1 be-
trédgt fiir jeden Tag bei Uberwindung eines Hohenunterschie-
des

1. von mehr als 20 Metern 1,53 Euro,
2. von mehr als 50 Metern 2,56 Euro,
3. von mehr als 100 Metern 4,09 Euro,
4. von mehr als 200 Metern 6,65 Euro,
5. von mehr als 300 Metern 9,20 Euro.

*Die Betrdge erhohen sich, wenn vom Erdboden bis zum Fuf-
punkt der untersten Leiter oder bis zur untersten Sprosse ein
Hohenunterschied besteht

1.
2.
3.
4.

von mehr als 50 Metern
von mehr als 100 Metern
von mehr als 200 Metern

von mehr als 300 Metern

um 0,51 Euro,
um 1,02 Euro,
um 1,53 Euro,

um 2,05 Euro.

*Sie erhohen sich ferner, wenn die Tétigkeiten in den Mona-
ten November bis Mérz durchgefiihrt werden, um 25 Prozent.
“Die Zulage nach den Sitzen 1 bis 3 wird fiir jeden Tag nur
einmal und zwar nach dem hochsten zustehenden Betrag ge-
wihrt.

(2) 'Die Zulage fiir Tétigkeiten nach § 13 Abs. 2 Nr. 2 be-
tréagt fur jeden Tag bei

1. Inaugenscheinnahme von Antennen
oder Antennentrdgern aus besonderem
Anlass, Priifgdngen, Erkundungen,

Einweisungen oder Beaufsichtigungen 1,02 Euro,
2. Instandhalten, Instandsetzen oder Abnehmen

von Antennen oder Antennentrigern 1,53 Euro,
3. Errichten oder Abbrechen von Antennen

oder Antennentrdgern 2,05 Euro.

*Die Betrdge erhohen sich, wenn die Tédtigkeiten in den Mona-
ten November bis Médrz durchgefithrt werden, um 25 Prozent.
°Die Zulage nach den Sédtzen 1 und 2 wird fiir jeden Tag nur
einmal und zwar nach dem hochsten zustehenden Betrag ge-
wihrt.

(3) Die Zulagen nach den Abséitzen 1 und 2 werden neben-
einander gewdhrt.

Dritter Teil

Zulagen in festen Monatsbetrigen

Erstes Kapitel

Gemeinsame Vorschriften

§15
Entstehung des Anspruchs

Der Anspruch auf die Zulage entsteht mit der tatsdchlichen
Aufnahme der zulageberechtigenden Tiétigkeit und erlischt
mit deren Beendigung, soweit in den Vorschriften dieses Teils
nichts anderes bestimmt ist.
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§16

Unterbrechung
der zulageberechtigenden Tatigkeit

'Bei einer Unterbrechung der zulageberechtigenden Tétig-
keit wird die Zulage nur weitergewéhrt im Fall

. eines Erholungsurlaubs,

. eines Sonderurlaubs unter Fortzahlung der Dienstbeziige,

1
2
3. einer Erkrankung einschliefilich Rehabilitationsmafinahme,
4. einer Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen,

5

. einer Dienstreise.

“In den Fillen des Satzes 1 Nrn. 2 bis 5 wird die Zulage wei-
tergewihrt bis zum Ende des Monats, der auf den Eintritt der
Unterbrechung folgt. *Beruht eine Unterbrechung nach Satz 1
Nr. 3 auf einem Dienstunfall, so wird die Zulage weiterge-
wihrt bis zum Ende des sechsten Monats, der auf den Eintritt
der Unterbrechung folgt. *Die Sétze 2 und 3 gelten nicht, wenn
die Unterbrechung auf einem Dienstunfall der in § 41 Abs. 1
Satz 1 NBeamtVG bezeichneten Art oder einem Einsatzunfall
oder einem diesem gleichstehenden Ereignis im Sinne des
§ 35 NBeamtVG beruht.

Zweites Kapitel

Einzelne Zulagen

§17

Zulagen fiir Wechselschichtdienst
und fiir Schichtdienst

(1) 'Beamtinnen und Beamte erhalten eine Wechselschicht-
zulage von 102,26 Euro monatlich, wenn sie Wechselschicht-
dienst leisten. *Wechselschichtdienst liegt vor, wenn

1. ein Schichtplan vorliegt, der den Dienst in Schichten vor-
sieht, in denen ununterbrochen rund um die Uhr Dienst
zu leisten ist (Wechselschichten) und

2. die Beamtin oder der Beamte nach einem Dienstplan stan-
dig und regelmaflig wechselnd in unterschiedlichen Schich-
ten nach dem Schichtplan eingesetzt ist und

3. die Beamtin oder der Beamte in zehn Wochen mindestens
80 Dienststunden in der dienstplanméfligen oder betriebs-
tiblichen Nachtschicht Dienst leistet.

*Bei teilzeitbeschiftigten Beamtinnen und Beamten sind die
nach Satz 2 Nr. 3 geforderten 80 Dienststunden in der Nacht-
schicht im Verhaltnis der individuellen wochentlichen Arbeits-
zeit zur regelméafigen wochentlichen Arbeitszeit zu kiirzen.
*Zeiten eines Bereitschaftsdienstes bleiben bei der Ermittlung
der geforderten 80 Dienststunden unberticksichtigt.

(2) 'Beamtinnen und Beamte, bei denen die Voraussetzungen
nach Absatz 1 Satz 2 Nrn. 1 und 2 vorliegen, die aber durch-
schnittlich mindestens 80 Dienststunden in der dienstplan-
mafigen oder betriebsiiblichen Nachtschicht nur in 14 Wochen
leisten, erhalten eine Schichtzulage von 61,36 Euro monatlich.
*Absatz 1 Sétze 3 und 4 gilt entsprechend.

(3) 'Eine Schichtzulage von 61,36 Euro monatlich wird
auch gewdhrt, wenn

1. ein Schichtplan vorliegt, der den Dienst in Schichten vor-
sieht, in denen mit einer zeitlich zusammenhéngenden
Unterbrechung von héchstens 48 Stunden, im Ubrigen
aber rund um die Uhr Dienst zu leisten ist, und

2. die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 Nrn. 2 und 3
vorliegen.

*Absatz 1 Sitze 3 und 4 gilt entsprechend.

(4) 'Eine Schichtzulage von 46,02 Euro monatlich wird ge-
wihrt, wenn

1. ein Schichtplan vorliegt, der einen Wechsel der Schichten
in Zeitabstdnden von langstens einem Monat vorsieht, und

2. die Beamtin oder der Beamte nach dem Dienstplan so ein-
gesetzt ist, dass innerhalb des Monats zwischen dem Be-
ginn ihrer oder seiner frithesten und dem Ende ihrer oder
seiner spatesten Schicht innerhalb von 24 Stunden mindes-
tens 18 Stunden liegen.

*Die Zeitspanne von 18 Stunden nach Satz 1 Nr. 2 muss im
Durchschnitt an den im Schichtplan vorgesehenen Arbeits-
tagen erreicht werden. *Betrigt die Zeitspanne weniger als
18 Stunden, aber mindestens 13 Stunden, so wird eine
Schichtzulage von 35,79 Euro monatlich gewéhrt. *Sieht der
Schichtplan mehr als fiinf Arbeitstage in der Woche vor, so
sind, falls dies glnstiger ist, der Berechnung des Durch-
schnitts die fiinf Arbeitstage mit der lingsten Zeitspanne zu-
grunde zu legen. *Zeiten eines Bereitschaftsdienstes bleiben
bei der Ermittlung der Zeitspanne unberticksichtigt.

(5) "Wechselschichtzulage und Schichtzulage werden nicht
gewdhrt, wenn der Schichtplan eine Unterscheidung zwi-
schen Volldienst und Bereitschaftsdienst nicht vorsieht. *Be-
amtinnen und Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst
erhalten keine Wechselschichtzulage und keine Schichtzu-
lage; abweichend hiervon erhalten Beamtinnen und Beamte
auf Widerruf im Vorbereitungsdienst fiir den Krankenpflege-
dienst 75 Prozent der entsprechenden Betrdge. *Beamtinnen
und Beamte, die als Pfortnerinnen, Pfortner, Wachterinnen
oder Wichter titig sind, Auslandsbesoldung (§ 56 NBesG) er-
halten oder auf Schiffen oder schwimmenden Geriten titig
sind, erhalten keine Wechselschichtzulage und keine Schicht-
zulage, wenn deren besondere Dienstplangestaltung bereits
anderweitig berticksichtigt ist.

(6) 'Die Wechselschichtzulage und die Schichtzulage wer-
den nur zur Halfte gewihrt, wenn fir denselben Zeitraum An-
spruch besteht auf eine besondere Stellenzulage nach Num-
mer 1, 2, 5 oder 6 der Anlage 11 NBesG. *Abweichend von
Satz 1 erhalten Beamtinnen und Beamte im Krankenpflege-
dienst, die fiir den gleichen Zeitraum Anspruch auf eine be-
sondere Stellenzulage nach Nummer 5 der Anlage 11 NBesG
haben, die Wechselschichtzulage in Hohe von 76,69 Euro mo-
natlich und die Schichtzulage in voller Hohe.

§18
Zulagen fiir Tatigkeiten in der Krankenpflege

(1) Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1 ab dem
zweiten Einstiegsamt, die

1. in psychiatrischen Kliniken oder Abteilungen oder auf
psychiatrischen Stationen Patientinnen und Patienten
pflegen,

2. in neurologischen Kliniken oder Abteilungen oder auf
neurologischen Stationen stindig Patientinnen und Pati-
enten mit psychiatrischem oder neurologischem Krank-
heitsbild pflegen,

3. in psychiatrischen oder neurologischen Kliniken oder Ab-
teilungen in der elektrophysiologischen Funktionsdiagnos-
tik oder in der Rontgendiagnostik titig sind und stdndig
mit Patientinnen und Patienten mit psychiatrischem oder
neurologischem Krankheitsbild umgehen,

4. stindig Patientinnen und Patienten mit psychiatrischem
oder neurologischem Krankheitsbild bei der Arbeitsthera-
pie beaufsichtigen oder stindig mit diesen Patientinnen
und Patienten zu arbeitstherapeutischen Zwecken zusam-
menarbeiten,

erhalten eine Zulage von 15,34 Euro monatlich.

(2) "Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1 ab dem
zweiten Einstiegsamt, die Grund- und Behandlungspflege zeit-
lich iberwiegend durchfiihren bei

1. an schweren Infektionskrankheiten erkrankten Patientin-
nen und Patienten, die wegen der Ansteckungsgefahr in
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besonderen Infektionsabteilungen oder Infektionsstatio-
nen untergebracht sind,

2. Kranken in geriatrischen Abteilungen oder Stationen,

3. geldhmten oder an multipler Sklerose erkrankten Patien-
tinnen und Patienten,

4. Patientinnen und Patienten nach einer Transplantation in-
nerer Organe oder von Knochenmark,

5. an AIDS (Vollbild) erkrankten Patientinnen und Patienten,

6. Patientinnen und Patienten, bei denen Chemotherapien
durchgefiihrt oder die mit Strahlen oder mit inkorporier-
ten radioaktiven Stoffen behandelt werden,

7. Patientinnen und Patienten in Einheiten fiir Intensivme-
dizin

erhalten eine Zulage von 46,02 Euro monatlich. *Die Zulage
erhalten auch Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1
ab dem zweiten Einstiegsamt, die im Krankenpflegedienst un-
mittelbare Aufsicht tiber die vorstehend genannten und ihnen
stdndig unterstellten Beamtinnen und Beamten fithren, sowie
deren stdndige Vertreterin oder deren stédndiger Vertreter.

(3) 'Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1 ab dem
zweiten Einstiegsamt, die

1. zeitlich iiberwiegend Kranke in geschlossenen oder halb-
geschlossenen psychiatrischen Kliniken oder Abteilungen
oder auf entsprechenden psychiatrischen Stationen pfle-
gen oder als Beamtinnen oder Beamte des Justizvollzugs-
dienstes stdndig Kranke in psychiatrischen Abteilungen
oder auf psychiatrischen Stationen pflegen,

2. standig in Abteilungen fiir zwangsasylierte Tuberkulose-
kranke tétig sind,

3. als Beamtinnen oder Beamte des Justizvollzugsdienstes die
Voraussetzungen einer Zulage nach Absatz 2 erfiillen,

erhalten eine Zulage von 61,36 Euro monatlich. *Eine beson-
dere Stellenzulage nach Nummer 5 der Anlage 11 NBesG ist
mit einem Betrag in Hohe von 46,02 Euro anzurechnen.

(4) Neben der Zulage nach Absatz 3 werden Zulagen nach
den Absitzen 1 und 2 nicht gewéhrt.

§19

Zulage fiir Polizeivollzugsbeamtinnen
und Polizeivollzugsbeamte fiir besondere
polizeiliche Einsétze sowie fiir Beamtinnen und Beamte
als Verdeckte Ermittlerinnen und Verdeckte Ermittler
und Beamtinnen und Beamte bei Sicherheitsdiensten

(1) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte,
die fiir besondere polizeiliche Einsétze in einem Mobilen Ein-
satzkommando oder einem Spezialeinsatzkommando verwen-
det werden, und Beamtinnen und Beamte, die als Verdeckte
Ermittlerinnen oder Verdeckte Ermittler verwendet werden
sowie Beamtinnen und Beamte bei Sicherheitsdiensten, die eine
den besonderen polizeilichen Einsédtzen vergleichbare Tatig-
keit austiben, erhalten eine Zulage in Hohe von 225,00 Euro
monatlich.

(2) Die Zulage wird neben einer besonderen Stellenzulage
nach Nummer 3 der Anlage 11 NBesG und neben einer Er-
schwerniszulage nach § 20 nicht gewéhrt.

§20

Zulage fiir Polizeivollzugsbeamtinnen
und Polizeivollzugsbeamte als fliegendes Personal

(1) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte,
die als Luftfahrzeugfiihrerin, Luftfahrzeugfiihrer, Flugtechni-
kerin oder Flugtechniker in fliegenden Verbédnden, fliegeri-
schen Ausbildungseinrichtungen oder den fliegenden Verbéan-
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den gleichgestellten Einrichtungen, Einheiten oder Dienststel-
len verwendet werden, erhalten eine Zulage.

(2) Eine Zulage erhalten auch Polizeivollzugsbeamtinnen
und Polizeivollzugsbeamte, die

1. aufgrund von Dienstvorschriften oder Dienstanweisungen
als nicht stdndige Luftfahrzeugbesatzungsangehorige zum
Mitfliegen in Luftfahrzeugen dienstlich verpflichtet sind
und aufgrund dieser Dienstverpflichtung mindestens zehn
Fliige im laufenden Kalendermonat absolvieren,

2. als Priferin oder Prifer von Luftfahrtgerdat zum Mitfliegen
verpflichtet sind und aufgrund dieser Dienstverpflichtung
mindestens fiinf Fliige im laufenden Kalendermonat absol-
vieren.

(3) "Die Zulage betrigt
1. fur Beamtinnen und Beamte nach Absatz 1,

a) die als Luftfahrzeugfihrerin, Luftfahrzeugfiihrer, Flug-
technikerin oder Flugtechniker mit Zusatzqualifikation
verwendet werden, 176,40 Euro monatlich,

b) die als Luftfahrzeugfiihrerin, Luftfahrzeugfiihrer, Flug-
technikerin oder Flugtechniker ohne Zusatzqualifika-
tion verwendet werden, 132,94 Euro monatlich,

2. fiir Beamtinnen und Beamte nach Absatz 2 Nr. 1 46,02 Euro
monatlich,

3. fiir Beamtinnen und Beamte nach Absatz 2 Nr. 2

a) bei zehn oder mehr absolvierten Fliigen 46,02 Euro
monatlich,

b) bei weniger als zehn absolvierten Fliigen fiir jeden feh-
lenden Flug 4,60 Euro weniger.

*§ 16 findet keine Anwendung. *Zusatzqualifikationen im
Sinne des Satzes 1 Nr. 1 sind insbesondere Instrumentenflug-
berechtigung und eine Ausbildung im Umgang mit Bildver-
stirkerbrille oder Warmebildkamera.

§21

Zulage fiir Tdtigkeiten an Bord
in Dienst gestellter seegehender Schiffe

(1) 'Beamtinnen und Beamte, die als Besatzungsangeho-
rige an Bord eines in Dienst gestellten seegehenden Schiffes
verwendet werden, erhalten eine Bordzulage in Hohe von
53,69 Euro monatlich. *Bei einer Werftliegezeit des Schiffes
wird die Zulage gewihrt, wenn die Beamtin oder der Beamte
an Bord Dienst leistet und dort untergebracht ist. *Leistet die
Beamtin oder der Beamte wihrend einer Werftliegezeit an
Bord Dienst, ohne dort untergebracht zu sein, so wird die Zu-
lage fur die Dauer von hochstens vier Monaten gewéhrt.

(2) 'Beamtinnen und Beamte, die an Bord eines in Dienst ge-
stellten seegehenden Schiffes an mehr als einem Kalendertag
verwendet werden, ohne zu dessen Besatzung zu gehoren, er-
halten eine Bordzulage in Hohe von 2,68 Euro je Kalendertag,
jedoch hochstens 53,69 monatlich. *Ein Zeitraum von mehr
als zwolf Stunden gilt als voller Kalendertag.

§22

Zulage fiir Tatigkeiten im Maschinenraum
seegehender Schiffe

(1) 'Beamtinnen und Beamte, die als Besatzungsangehdrige
im Maschinenraum eines in Dienst gestellten seegehenden
Schiffes verwendet werden, erhalten eine Maschinenzulage in
Hohe von 15,34 Euro monatlich. *Bei einer Werftliegezeit des
Schiffes wird die Zulage gewéhrt, wenn die Beamtin oder der
Beamte an Bord Dienst leistet und dort untergebracht ist.
SLeistet die Beamtin oder der Beamte wihrend einer Werftlie-
gezeit an Bord Dienst, ohne dort untergebracht zu sein, so
wird die Zulage fiir die Dauer von hochstens vier Monaten ge-
wéhrt.
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(2) 'Beamtinnen und Beamte, die im Maschinenraum eines
in Dienst gestellten seegehenden Schiffes an mehr als einem
Kalendertag verwendet werden, ohne zu dessen Besatzung
zu gehoren, erhalten eine Maschinenzulage in Hohe von
0,77 Euro je Kalendertag, jedoch héchstens 15,34 Euro monat-
lich. *Ein Zeitraum von mehr als zwolf Stunden gilt als voller
Kalendertag.

Vierter Teil

Schlussvorschrift

§23

Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 1. September 2019 in Kraft.
Hannover, den 27. August 2019
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Weil Hilbers

Herausgegeben von der Niedersédchsischen Staatskanzlei

Verlag: Schliitersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Bockler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover, Telefon 0511 8550-0,
Telefax 0511 8550-2400. Druck: Umweltdruckhaus Hannover GmbH, Langenhagen. Erscheint nach Bedarf. Laufender Bezug und Einzelstiicke
konnen durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 56,30 € (einschlieflich 3,68 € Mehrwertsteuer und einschliefilich 9,20 € Portokosten-
anteil). Bezugskiindigung kann nur 6 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 8 Seiten 1,05 €. ISSN 0341-3497.
Abonnementservice Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405

Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 1,05 € einschlieflich Mehrwertsteuer zuziiglich Versandkosten

255






	Inhalt GVBl. Nr. 15 vom 30. August 2019
	Niedersächsische Erschwerniszulagenverordnung (NEZulVO)




